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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 1 KR 6/11 B 
 
L 1 KR 32/10 (Sächsisches LSG) 
S 13 KR 241/03 (SG Leipzig) 
 
 
 
…………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ……………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
BARMER GEK, 
Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………. . 
  
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Mai 2011 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    sowie den Richter   Dr.  H a u c k    und die Richterin   Dr.  R o o s   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Sächsischen 

Landessozialgerichts vom 10. August 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Ersatzkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, Krankengeld 

(Krg) in Höhe von 2943,43 DM (LSG: "1405,97 Euro"; richtig: 1504,95 Euro) zu erhalten, bei der 

Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung ua 

ausgeführt, die Beklagte habe den Krg-Anspruch der Klägerin erfüllt, indem sie den 

streitgegenständlichen Betrag bar ausgezahlt habe. Das habe die Klägerin durch ihre 

eigenhändige Unterschrift bestätigt. Die Behauptung, es handele sich um eine Fälschung, 

erachte der Senat für nicht stichhaltig. Dagegen spreche der Vergleich mit anderen 

Unterschriften der Klägerin. Sie habe zudem am 10.1.2003 bestätigt, dass der Beleg mit ihrer 

Unterschrift versehen sei. Deshalb erachte der Senat weitere Ermittlungen nicht für notwendig 

(Urteil vom 10.8.2010). 

 

Mit ihrer Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 

SGG iVm § 169 Satz 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung des Revisionszulassungs-

grundes des Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Nach § 160a Abs 2 

Satz 3 SGG muss der Verfahrensfehler bezeichnet werden.  

 

Wer sich auf eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht des § 103 SGG stützt, muss danach in 

der Beschwerdebegründung einen für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Be-

weisantrag bezeichnen, dem das LSG nicht gefolgt ist. Er muss die Rechtsauffassung des LSG 

wiedergeben, aufgrund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen 

müssen und die von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände darlegen, die zu 

weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten. Zudem muss die Beschwerdebegründung das 

voraussichtliche Ergebnis der unterbliebenen Beweisaufnahme angeben und schildern, dass 
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und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisauf-

nahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unter-

bliebenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Be-

schwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl zB BSG Beschluss vom 

19.2.2008 - B 13 R 391/07 B - RdNr 5 mwN). 

 

An diesen Anforderungen richtet die Klägerin ihre Beschwerdebegründung nicht aus. 

Insbesondere gibt die Klägerin die Rechtsauffassung des LSG nicht wieder, aufgrund deren 

bestimmte Tatfragen noch als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen. Sie setzt sich ins-

besondere nicht mit der Begründung des LSG dafür auseinander, nicht weiter von Amts wegen 

ermitteln zu müssen.  

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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